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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1964 Ausgegeben am 2. Juni 1964 37. Stück

108. Bundesgesetz: Erkrankung während des Urlaubes.

109. Bundesgesetz: Änderung der Anlage des Bundesgesetzes, betreffend auf Schilling lautende
Beitragsleistungen der Republik Österreich bei internationalen Finanz-
institutionen.

1 1 0 . Bundesgesetz: Veräußerung bundeseigener Liegenschaften in der KG. Leopoldstadt (Teil
der Wilhelmskaserne und Liegenschaft Wien II., Wehlistraße 145), KG.
Brigittenau (Liegenschaft Wien XX., Ecke Vorgartenstraße und Traisengasse)
und KG. Oberlaa-Stadt (Liegenschaft Linienamtsgebäude „Oberlaa" CNr. 240,
Wien X., Laaerbergstraße 240).

1 1 1 . Verordnung: Abänderung der Arzneibuchverordnung.

1 1 2 . Verordnung: Einrichtung der Ärzteliste sowie Inhalt und Form der Ärzteausweise.

1 1 3 . Verordnung: Vergütung für die Mühewaltung der Vorsitzenden und Beisitzer der bei
den Landesinvalidenämtern errichteten Schiedskommissionen.

1 1 4 . Verordnung: Ausmaß der Entlohnung der ärztlichen Sachverständigen in der Heeres-
versorgung.

1 1 5 . Kundmachung: Berichtigung von Druckfehlern im Bundesgesetzblatt.

108 . Bundesgesetz vom 13. Mai 1964, be-
treffend Erkrankung während des Urlaubes.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die Vorschriften dieses Bundesgesetzes
gelten für Dienstnehmer, Heimarbeiter und
Lehrlinge (im folgenden als Dienstnehmer be-
zeichnet), auf die die Vorschriften eines der
nachfolgend angeführten Gesetze Anwendung
finden:

a) Arbeiterurlaubsgesetz 1959, BGBl. Nr . 24/
1959,

b) Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 1957, BGBl.
Nr . 128/1957,

c) Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz,
BGBl. Nr . 235/1962,

d) Hausbesorgerordnung 1957, BGBl. Nr . 154/
1957,

e) Privat - Kraftwagenführergesetz, BGBL
Nr. 359/1928,

f) Angestelltengesetz, BGBl. Nr . 292/1921,
g) Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr . 538/1923,
h) Schauspielergesetz, BGBl. Nr . 441/1922,
i) Journalistengesetz, StGBl. Nr . 88/1920,
j) Heimarbeitsgesetz 1961, BGBl. Nr . 105/

1961.

§ 2. (1) Erkrankt (verunglückt) ein Dienstneh-
mer während des Urlaubes, ohne dies vorsätzlich
oder grob fahrlässig herbeigeführt zu haben, so
werden auf Werktage fallende Tage der Er-

krankung, an denen der Dienstnehmer durch die
Erkrankung arbeitsunfähig war, auf das Ur-
laubsausmaß nicht angerechnet, wenn die Er-
krankung länger als drei Kalendertage gedauert
hat.

(2) Bei Erkrankung im Ausland ist Abs. 1 nur
dann anzuwenden, wenn eine stationäre Behand-
lung in einer Krankenanstalt durchgeführt
wurde.

(3) Erkrankt (verunglückt) ein Dienstnehmer,
der während seines Urlaubes eine dem Erholungs-
zweck des Urlaubes widersprechende Erwerbs-
tätigkeit ausübt, so findet Abs. 1 keine An-
wendung.

(4) Der Dienstnehmer ist verpflichtet, dem
Dienstgeber (Auftraggeber) nach dreitägiger
Krankheitsdauer über die Erkrankung unver-
züglich Mitteilung zu machen. Kann der Dienst-
nehmer aus Gründen, die nicht von ihm zu ver-
treten sind, diese Mitteilung nicht unverzüglich
erstatten, gilt die Bekanntgabe als rechtzeitig er-
stattet, wenn sie unmittelbar nach Wegfall des
Hinderungsgrundes nachgeholt wird. Bei Wieder-
antritt des Dienstes hat der Dienstnehmer ohne
schuldhafte Verzögerung ein ärztliches Zeugnis
oder eine Bestätigung der zuständigen Kranken-
kasse vorzulegen. Kommt der Dienstnehmer
diesen Verpflichtungen nicht nach, so findet
Abs. 1 keine Anwendung.

(5) Das ärztliche Zeugnis beziehungsweise die
Bestätigung der Krankenkasse hat über Beginn,
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Dauer und Ursache der Arbeitsunfähigkeit Auf-
schluß zu geben. Bei Erkrankung des Dienst-
nehmers im Ausland ist an Stelle des vorge-
sehenen ärztlichen Zeugnisses oder der Bestäti-
gung der Krankenkasse eine Bescheinigung der
Krankenanstalt über die stationäre Behandlung
beizubringen.

(6) Arglistige Beschaffung oder mißbräuchliche
Verwendung einer Bescheinigung gemäß Abs. 4
und 5 durch den Dienstnehmer berechtigt den
Dienstgeber zur Entlassung.

§ 3. (1) Der Dienstnehmer hat nach termin-
gemäßem Ablauf seines Urlaubes oder, falls die
Erkrankung länger dauert, nach deren Beendi-
gung seinen Dienst anzutreten.

(2) Das auf die nicht anrechenbare Zeit des
Urlaubes entfallende Urlaubsentgelt ist mit dem
auf Grund gesetzlicher oder vertraglicher Be-
stimmungen bei Krankheit oder Unfall gebüh-
renden Entgelt zu verrechnen und gegebenenfalls
vom Dienstnehmer rückzuerstatten.

(3) Ein Urlaubsrest ist nach Möglichkeit im
laufenden Urlaubsjahr zu verbrauchen. Der Ver-
brauch ist unter Rücksichtnahme auf die Erfor-
dernisse des Betriebes und die Erholungsmöglich-
keit des Dienstnehmers zu vereinbaren.

§ 4. Bei Dienstnehmern, auf die die Vor-
schriften des Bauarbeiter-Urlaubsgesetzes An-
wendung finden, hat der Dienstgeber einen dem
Dienstnehmer wegen Erkrankung noch gebüh-
renden Urlaubsrest, der bei Beendigung des
Dienstverhältnisses noch nicht verbraucht ist, im
Urlaubsbuch zu vermerken.

§ 5. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
können zum Nachteil des Dienstnehmers weder
aufgehoben noch beschränkt werden.

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind jene Bundesministerien betraut, denen je-
weils die Vollziehung der Gesetze, die durch
dieses Gesetz berührt werden, obliegt.

Schärf
Klaus Proksch Schleinzer Bock

109 . Bundesgesetz vom 13. Mai 1964, durch
das die Anlage des Bundesgesetzes, betreffend
auf Schilling lautende Beitragsleistungen der
Republik Österreich bei internationalen

Finanzinstitutionen, geändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Finanzen wird
ermächtigt, mit der Oesterreichischen National-
bank eine Vereinbarung abzuschließen, nach der
Punkt I des Übereinkommens wegen Gewährung
eines Kredits an die Republik Österreich zwecks
Einlösung der zugunsten des Internationalen
Währungsfonds und der Internationalen Ent-

wicklungsorganisation gemäß § 1 des 3. Schatz-
scheingesetzes 1948 in der jeweiligen Fassung be-
gebenen Bundesschatzscheine (Anlage zum BGBl.
Nr. 51/1963) wie folgt zu lauten hat:

„Die Oesterreichische Nationalbank gewährt
der Republik Österreich zwecks Einlösung der
zugunsten des Internationalen Währungsfonds
und der Internationalen Entwicklungsorgani-
sation begebenen Bundesschatzscheine einen Kre-
dit in jenem Ausmaß, in dem der Bund von den
vorgenannten Institutionen zur Einlösung der
Bundesschatzscheine aufgefordert wird."

§ 2. Mit der Vollziehung des Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Klaus Schmitz

110. Bundesgesetz vom 13. Mai 1964, be-
treffend die Veräußerung bundeseigener Lie-
genschaften in der KG. Leopoldstadt (Teil
der Wilhelmskaserne und Liegenschaft Wien
II., Wehlistraße 145), KG. Brigittenau (Lie-
genschaft Wien XX., Ecke Vorgartenstraße
und Traisengasse) und KG. Oberlaa-Stadt
(Liegenschaft Linienamtsgebäude „Oberlaa"
CNr. 240, Wien X., Laaerbergstraße 240).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Finanzen ist
ermächtigt, die bundeseigenen Liegenschaften:
Teilfläche des Grundstückes Nr. 2266 Baufläche
(prov. Nr. 2266/2) aus EZ. 2941 (Teil der Wil-
helmskaserne, Wien II), die EZ. 2650 (Wien
II., Wehlistraße 145) bestehend aus Grundstück
Nr. 2593/16 Wald, beide KG. Leopoldstadt, die
EZ. 3043, KG. Brigittenau (Wien XX., Ecke
Vorgartenstraße und Traisengasse) bestehend aus
Grundstück Nr. 4877 Baufläche und die EZ. 153,
KG. Oberlaa-Stadt (Linienamtsgebäude „Ober-
laa", CNr. 240, Wien X., Laaerbergstraße 240)
bestehend . aus Grundstück Nr. 1880/3 Bauarea
und Grundstück Nr. 1880/4 Garten zu veräußern.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
wird das Bundesministerium für Finanzen be-
traut.

Schärf
Klaus Schmitz

1 1 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 20. April 1964
mit der die Arzneibuchverordnung abge-

ändert wird.

Auf Grund des § 7 a Abs. 3 des Gesetzes vom
18. Dezember 1906, RGBl. Nr. 5/1907, betref-
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fend die Regelung des Apothekenwesens, in der
Fassung der Bundesgesetze, BGBl. Nr. 2/1957
und BGBl. Nr. 86/1960, wird die Verordnung des
Bundesministeriums für soziale Verwaltung vom
20. Oktober 1960, BGBl. Nr. 229, mit der das
Österreichische Arzneibuch, 9. Ausgabe (Pharma-
copoea Austriaca, Editio Nona), für verbindlich
erklärt wird (Arzneibuchverordnung), im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft abgeändert wie folgt:

Im § 2 Abs. 2 sowie im § 3 hat es statt
„30. Juni 1964" jeweils „30. Juni 1965" zu lauten.

Proksch

1 1 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 13. Mai 1964
über die Einrichtung der Ärzteliste sowie
über Inhalt und Form der Ärzteausweise.

Auf Grund des § 2 i Abs. 11 des Ärztegesetzes,
BGBl. Nr . 92/1949, in der Fassung des Bundes-
gesetzes, BGBl. Nr . 50/1964, wird verordnet:

§ 1. (1) Die Österreichische Ärztekammer hat
auf Grund der von den Ärztekammern nach den
bisherigen Vorschriften geführten Ärztelisten eine
bundeseinheitliche Ärzteliste anzulegen. Hie-
bei ist für jeden Arzt, der zur Berufsausübung
in Österreich berechtigt ist, ein mit einer Num-
mer zu versehendes Karteiblatt zu erstellen. In
das Karteiblatt ist folgendes einzutragen:

a) Vor- und Zuname, bei Frauen auch der
Mädchenname;

b) Geburtsdaten;
c) Staatsangehörigkeit;

d) Nachweis des Doktorates der gesamten
Heilkunde;

e) ordentlicher Wohnsitz;
f) Berufssitz beziehungsweise bei Ärzten, die

ihren Beruf ausschließlich in einem Ange-
stelltenverhältnis auszuüben beabsichtigen,
der Dienstort;

g) Berufsbezeichnungen und Nachweis der Be-
rechtigung zu deren Führung;

h) Amtstitel und verliehene Titel sowie Nach-
weis der Berechtigung zu deren Führung;

i) das Erlöschen der Berechtigung zur Berufs-
ausübung, der Verzicht auf die Berufsaus-
übung sowie die Untersagung der Berufs-
ausübung.

(2) Die Ärzteliste ist nach Fachärzten, prakti-
schen Ärzten und Turnusärzten zu gliedern.

(3) Die Österreichische Ärztekammer hat für
die Anmeldung zur Eintragung in die Ärzteliste
ein Formblatt aufzulegen.

§ 2. Die Ärzteausweise sind nach dem in der
Anlage abgedruckten Muster herzustellen; sie sind
vor ihrer Ausfolgung vom Präsidenten, im Falle
seiner Verhinderung vom Vizepräsidenten der
Österreichischen Ärztekammer eigenhändig zu
unterzeichnen.

§ 3. Die Mitteilungen, die gemäß § 2 i Abs. 1
des Ärztegesetzes an die Bezirksverwaltungs-
behörden zu erstatten sind, haben die im § 1
Abs. 1 dieser Verordnung angeführten Daten
sowie die Nummer zu enthalten, unter der der
betreffende Arzt in der Ärzteliste eingetragen
ist. Abschriften dieser Mitteilungen sind auch den
Ärztekammern, in deren Bereich der Berufssitz
oder Dienstort des Arztes gelegen ist, zu über-
mitteln.

§ 4. Die Österreichische Ärztekammer hat auch
für jene Ärzte eine Bestätigung (Ärzteausweis)
über die Eintragung in die Ärzteliste auszustellen,
die bis zum 29. Feber 1964 in der Ärzteliste einer
Ärztekammer eingetragen waren und die zur
Berufsausübung weiterhin berechtigt sind.

§ 5. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
treten die Bestimmungen der Verordnung des
Bundesministeriums für soziale Verwaltung vom
1. Juli 1949, BGBl. Nr . 160, über die Einrichtung
der Ärztelisten und Inhalt und Form der Ärzte-
ausweise, sofern sie nicht bereits durch das Bun-
desgesetz, BGBl. Nr . 50/1964, ihre Rechtsgrund-
lage verloren haben, außer Wirksamkeit.

Proksch
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113 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 13. Mai 1964
über die Vergütung für die Mühewaltung der
Vorsitzenden und Beisitzer der bei den Lan-
desinvalidenämtern errichteten Schiedskom-

missionen.

Auf Grund des § 80 des Heeresversorgungs-
gesetzes — HVG., BGBl. Nr. 27/1964, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen verordnet:

§ 1. Als Vergütung für die Müheverwaltung
gebührt dem Vorsitzenden (Stellvertreter) der
Schiedskommission (§ 77 Abs. 1 HVG.) ein
Betrag von 120 S und jedem Beisitzer der
Schiedskommission (§ 77 Abs. 2 und 3 HVG.)
ein Betrag von 40 S für den Verhandlungstag
bei einer Amtstätigkeit bis zu vier Stunden.

§ 2. Diese Vergütungssätze erhöhen sich für
jede weitere volle Stunde der Amtstätigkeit an
einem Verhandlungstag um je ein Viertel.

§ 3. Als Amtstätigkeit im Sinne der §§ 1 und
2 gelten die mündliche Verhandlung, die Bera-
tung und die Beschlußfassung des Senates.

§ 4. Die Zahlung der Vergütung an die
Senatsmitglieder erfolgt monatlich im nach-
hinein.

Proksch

114. Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 13. Mai 1964
über das Ausmaß der Entlohnung der ärzt-
lichen Sachverständigen in der Heeresver-

sorgung.

Auf Grund des § 87 des Heeresversorgungs-
gesetzes — HVG., BGBl. Nr . 27/1964, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen verordnet :

§ 1. (1) Praktische Ärzte und Fachärzte
erhalten für Untersuchungen, Hausbesuche und
Sonderleistungen die Entlohnung entsprechend
den jeweiligen Ansätzen des Honorartarifes der
Krankenversicherungsanstalt der Bundesange-
stellten.

(2) Bei Hausbesuchen im Gebiete der Stadt
Wien gebührt zu dem Honorar nach Abs. 1 für
die Abgeltung der Fahrtkosten und den Zeit-
aufwand für den Weg ein Betrag im Wert von
28'5 Punkten.

(3) Der Punktewert nach Abs. 2 und den nach-
folgenden Bestimmungen richtet sich nach der
jeweils geltenden Höhe des Gesamtvertrages der
Krankenversicherungsanstalt der Bundesange-
stellten mit der Österreichischen Ärztekammer.

(4) a) Für Hausbesuche im Bereiche des
Landesinvalidenamtes für Wien, Nieder-
österreich und Burgenland1 außerhalb des
Gebietes der Stadt Wien und im Bereiche
der übrigen Landesinvalidenämter werden
die Weggebühren nach dem jeweiligen
Honorartarif der Krankenversicherungs-
anstalt der Bundesangestellten geleistet.

b) Zu der Weggebühr nach lit. a wird für
den Zeitaufwand, den der H in - und Rück-
weg erfordert, bis zu einer Entfernung

von 30 km ein Betrag im Wer t von
8 Punkten,

von 80 km ein Betrag im Wer t von
12 Punkten,

bei einer Entfernung von mehr als 80 km
ein Betrag im Wert von 16 Punkten für
jede halbe Stunde geleistet. Hiebei gilt auch
eine angefangene halbe Stunde als volle
halbe Stunde. Als Ausgangspunkt für die
Bemessung der Entfernung gilt die Woh-
nung oder Ordination des Arztes.

§ 2. (1) Für ein Gutachten gebührt einem
praktischen Arzt ein Betrag im Wert von
32 Punkten, einem Facharzt ein Betrag im Wert
von 38 Punkten.

(2) Bei besonders schwierigen und zeitrau-
benden Gutachten erhöht sich das Honorar
hiefür auf das Doppelte (Sonderhonorar).

§ 3. Ist eine Ergänzung des Gutachtens er-
forderlich, so gebührt hiefür die gleiche Ent-
lohnung wie für das Gutachten nach § 2. Es
gebührt jedoch für die Ergänzung, wenn sie vom
Gutachter verschuldet wurde, keine Entloh-
nung.

§ 4. Dem Sachverständigen gebührt für die
Teilnahme an einer mündlichen Verhandlung
(§§ 40 bis 44 des Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes 1950) außer den sonstigen Ge-
bühren nach dieser Verordnung ein Betrag im
Wert von 8 Punkten für jede halbe Stunde der
Verhandlungsdauer. Hiebei gilt auch eine ange-
fangene halbe Stunde als volle halbe Stunde. Auf
die Abgeltung der Fahrtkosten und den Zeitauf-
wand für den Weg finden die Bestimmungen des
§ 1 Abs. 2 und 4 entsprechend Anwendung.

§ 5. Wenn der Sachverständige sein Gut-
achten mit Maschinschrift herstellt, gebührt
ihm für die Schreibarbeit einschließlich zweier
Durchschläge eine Vergütung im Wer t von
3 Punkten.

§ 6. Für jeden Akt, dessen Abholung oder
Rückgabe vom Sachverständigen besorgt wird,
gebührt eine Vergütung im Wer t von je
1'5 Punkten.

Proksch



756 37. Stück — Ausgegeben am 2. Juni 1964 — Nr. 115

115 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 25. Mai 1964, betreffend die Be-
richtigung von Druckfehlern im Bundes-

gesetzblatt.

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes
vom 7. Dezember 1920, BGBl. Nr. 33, über das
Bundesgesetzblatt in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 435/1922, des Artikels 14 des
Verwaltungsentlastungsgesetzes, BGBl. Nr. 277/
1925, und des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 60/1964,
wird kundgemacht:

1. Die Kundmachung des Internationalen
Kaffee-Übereinkommens 1962, BGBl. Nr. 235/
1963, wird wie folgt berichtigt:

Im viertletzten, das vorläufige Inkrafttreten
des Übereinkommens betreffenden Absatz der
Kundmachung hat es statt „1. Jänner 1963"
richtig „1. Juli 1963" zu lauten.

2. Die Verordnung des Bundesministeriums für
Unterricht vom 15. November 1963, BGBl.
Nr. 273, über die Gleichstellung außerordentlicher
Hörer mit ordentlichen Hörern hinsichtlich des
Anspruches auf Gewährung einer Studienbeihilfe,
wird wie folgt berichtigt:

Im ersten Satz hat es statt „BGBl. Nr. 149/
1963" richtig „BGBl. Nr. 249/1963" zu lauten.

3. Die Verordnung des Bundesministeriums für
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft vom 3. De-
zember 1963, BGBl. Nr. 278, mit der die Post-
ordnung geändert wird, wird wie folgt berichtigt:

a) Im Art. I Z. 10 hat es statt „Nachsendung-
antrages" richtig „Nachsendungsantrages"
zu lauten.

b) Im Art. I Z. 14 hat es im ersten Satz statt
„bei der Post ausgegeben" richtig „bei der
Post aufgegeben" zu lauten.

4. Die 1. Novelle der Bundesbahn-Besoldungs-
ordnung 1963, BGBl. Nr. 340, wird wie folgt be-
richtigt:

In der Anlage 3, Gehaltstabelle, hat der Ge-
haltsansatz der Gehaltsgruppe II b, Gehaltsstufe 9,
statt „2090" richtig „2098" zu lauten.

5. In der Kundmachung der Konvention zum
Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten,
BGBl. Nr. 58/1964, wird der drittletzte Absatz
wie folgt berichtigt:

a) Statt „Kombodscha" hat es richtig „Kam-
bodscha" zu lauten.

b) Nach dem Worte „Ukrainische" sind die
Worte „Sozialistische Sowjetrepublik,
Ungarn, Union der Sozialistischen" einzu-
fügen.

6. Die Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 25. März 1964, BGBl. Nr. 65, über die Aus-
dehnung des Geltungsbereiches des am 25. Sep-
tember 1926 in Genf abgeschlossenen Überein-
kommens, betreffend die Sklaverei, und des Ab-
änderungsprotokolls hiezu vom 7. Dezember
1953, wird wie folgt berichtigt:

Im ersten Satz hat es statt „Dohomey" richtig
„Dahomey" zu lauten.

7. Die Kundmachung des Zusatzübereinkom-
mens über die Abschaffung der Sklaverei, des
Sklavenhandels und sklavereiähnlicher Einrich-
richtungen und Praktiken, BGBl. Nr. 66/1964,
wird wie folgt berichtigt:

Im drittletzten Absatz hat es statt „Förde-
ration von Rodesien" richtig „Föderation von
Rhodesien" zu lauten.

Klaus


